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Wesentliche Beispiele steuerfreier Zuwendungen an Arbeitnehmer  
zusätzlich zum Arbeitslohn 

 
 
Erhalten Arbeitnehmer neben dem normalen Arbeitslohn Zuschüsse, Zuwendungen oder 
sonstige Vorteile im Zusammenhang mit ihrem Dienstverhältnis, ist der Wert dieser Zuwen-
dungen grundsätzlich ebenfalls lohnsteuer- und sozialversicherungspflichtig. Allerdings gibt es 
für bestimmte Zuwendungsarten Möglichkeiten der Befreiung von Lohnsteuer und Sozialversi-
cherung. Die folgende Darstellung gibt einen Überblick über verschiedene Vorteile, die Arbeit-
geber ihren Arbeitnehmern begünstigt zuwenden können: 
 
Arbeitgeberdarlehen 
 

Rückwirkend zum 01.01.2008 wurde für zinslose oder zinsverbilligte Arbeitgeberdarlehen wie-
der  eine Freigrenze eingeführt. Demnach sind Zinsersparnisse nicht als Sachbezug zu ver-
steuern, wenn die noch nicht getilgten Darlehen am Ende des Lohnzahlungszeitraums 2.600 
Euro nicht übersteigen. Wird die Freigrenze überschritten, so sind Zinsersparnisse aufgrund 
eines Darlehens des Arbeitgebers dann lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei, wenn der 
Wert der Zinsverbilligung (Differenz zwischen marktüblichem Zins und dem vom Arbeitnehmer 
gezahlten Zins) 44 Euro monatlich nicht übersteigt. So kann z.B. ein Darlehen von 10.000 
Euro bei einem marktüblichen Zins von 5 % p. a. zinslos steuerfrei gewährt werden. Wird die 
für Sachbezüge geltende 44-Euro-Freigrenze überschritten, ist die Zinsverbilligung in vollem 
Umfang steuerpflichtig. Für Bankangestellte kommen die Regelungen für Belegschaftsrabatte 
(siehe unten) in Betracht. 
 
Aufmerksamkeiten 
 

Sachleistungen des Arbeitgebers, die keine nennenswerte Bereicherung der Arbeitnehmer 
darstellen, sind als bloße Aufmerksamkeiten nicht dem lohnsteuer- und sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitslohn hinzuzurechnen, wenn der Wert 40 Euro pro Anlass nicht übersteigt. 

Hierzu gehören z. B. Blumen, Bücher oder CDs zu einem besonderen persönlichen Ereignis 
(z. B. Geburtstag) oder die Beköstigung durch den Arbeitgeber anlässlich eines außerordentli-
chen Arbeitseinsatzes oder während einer betrieblichen Besprechung. Geldzuwendungen 
sind generell – auch unterhalb dieser Grenze – steuerpflichtig. 
 
Belegschaftsrabatte 
 

Erhalten Arbeitnehmer unentgeltliche oder verbilligte Waren oder Dienstleistungen von ihrem 
Arbeitgeber, die dieser auch für den allgemeinen Markt produziert, vertreibt oder erbringt 
(z. B. Haustrunk bei einem Getränkehersteller oder Personalrabatte in der Autoindustrie), 
bleiben diese Vorteile steuer- und sozialversicherungsfrei, soweit – nach Abzug eines Bewer-
tungsabschlags von 4 % - ein Freibetrag von 1.080 Euro jährlich nicht überschritten wird. Wird 
der Freibetrag überschritten, ist der übersteigende Betrag steuer- und sozialversicherungs-
pflichtig. 
 
Berufskleidung 
 
Der Arbeitgeber kann seinen Arbeitnehmern berufstypische Kleidung steuerfrei überlassen 
oder übereignen. Dabei ist von berufstypischer Kleidung auszugehen, wenn der Arbeitnehmer 
sie zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erhält und die private Nutzung so gut 
wie ausgeschlossen ist. Arbeitschutzkleidung und Uniformen sind beispielsweise als typische 
Berufskleidung einzustufen. 
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Betriebliche Altersvorsorge 
 
Die betriebliche Altersvorsorge kann sowohl vom Arbeitgeber als auch durch Entgeltumwand-
lung vom Arbeitnehmer finanziert werden. Eine gemeinsame Finanzierung ist ebenfalls mög-
lich. 
 
Für die betriebliche Altersvorsorge stehen fünf Duchführungswege zur Verfügung: 
 
Pensionskasse, Pensionsfonds und Direktversicherung: 
 
Die Beiträge zum Aufbau einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersvorsorge bleiben bis zu  
4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung steuer- und sozialversiche-
rungsfrei (für 2009: 4 % von 64.800 Euro = 2.592 Euro). Für Neuverträge ab dem 01.01.2005 
sind zusätzlich 1.800 Euro steuerfrei, jedoch sozialversicherungspflichtig. 
 
Bei diesen drei Durchführungswegen bedient sich der Arbeitgeber einer externen Versor-
gungseinrichtung. Beim Pensionsfonds sind Beiträge zum Pensions-Sicherungs-Verein zu 
leisten. In der Rentenbezugsphase erfolgt die Besteuerung als Rente. 
 
Unterstützungskasse: 
 
Die Beiträge sind in unbegrenzter Höhe steuerfrei. Bei arbeitgeberfinanzierten Unterstüt-
zungskassen besteht darüber hinaus Sozialversicherungsfreiheit. Bei Entgeltumwandlung 
bleiben 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung sozialversicherungs-
frei. 
 
Die Durchführung erfolgt über einen externen Versorgungsträger, der Arbeitnehmer hat ge-
genüber diesem jedoch keinen Rechtsanspruch. Er erwirbt nur einen Anspruch gegenüber 
seinem Arbeitgeber. Es besteht Beitragspflicht zum Pensions-Sicherungs-Verein. Die Besteu-
erung in der Rentenbezugsphase erfolgt als Arbeitslohn. 
 
Pensionszusage: 
 
Die Beiträge sind in unbegrenzter Höhe steuerfrei. Bei arbeitgeberfinanzierten Pensionszusa-
gen besteht darüber hinaus Sozialversicherungsfreiheit. Bei Entgeltumwandlung bleiben 4 % 
der Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung sozialversicherungsfrei. 
 
Versorgungsträger ist der Arbeitgeber. Der Arbeitnehmer hat nur gegenüber ihm einen 
Rechtsanspruch. Es besteht Beitragspflicht zum Pensions-Sicherungs-Verein. Die Besteue-
rung in der Rentenbezugsphase erfolgt als Arbeitslohn. 
 
Betriebliche Gesundheitsförderung 
 

Ab 2008 sind Leistungen des Arbeitgebers zur Verbesserung des allgemeinen Gesundheits-
zustandes und der betrieblichen Gesundheitsförderung (z. B. gesundheitsgerechte Ernährung, 
Stressbewältigung, Reduzierung arbeitsbedingter körperlicher Belastungen) bis zur Höhe von 
500 Euro jährlich steuer- und sozialversicherungsfrei.  
 
Begünstigt sind auch Barzuschüsse des Arbeitgebers an die Arbeitnehmer für die externe 
Durchführung derartiger Maßnahmen. Die Leistungen müssen neben dem ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn erbracht werden (keine Gehaltsumwandlung). Bei den 500 Euro handelt es 
sich um einen Freibetrag, d.h. bei Überschreiten wird nur der übersteigende Betrag steuer- 
und sozialversicherungspflichtig. 
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Betriebsveranstaltungen 
 

Zuwendungen an Arbeitnehmer aus Anlass von Betriebsveranstaltungen (z. B. für Speisen, 
Getränke, Tombola-Gewinne, künstlerische Darbietungen) sind steuer- und sozialversiche-
rungsfrei, wenn die Kosten des Arbeitgebers insgesamt 110 Euro je Arbeitnehmer nicht über-
steigen und nicht mehr als zwei Veranstaltungen jährlich durchgeführt werden; Sachleistun-
gen an teilnehmende Angehörige des Arbeitnehmers sind diesem zuzurechnen. Werden diese 
Grenzen überschritten, kommt eine Pauschalierung der Lohnsteuer in Höhe von 25 % durch 
den Arbeitgeber in Betracht (dies gilt aber nicht für Belohnungen oder Zahlungen für besonde-
re Leistungen, die lediglich im Rahmen der Veranstaltung überreicht werden); die Zuwendun-
gen sind im Fall der Pauschalierung sozialversicherungsfrei. 
 
Fahrtkostenzuschüsse 
 

Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer auf Zuschüsse zu den Aufwendungen des Arbeitneh-
mers für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte im Rahmen der Entfernungspau-
schale (bis 0,30 Euro pro Entfernungskilometer) pauschal mit 15 % übernehmen. Beim Ar-
beitnehmer entsteht dann keine Lohnsteuer; die Zuschüsse bleiben auch beitragsfrei in der 
Sozialversicherung. Allerdings kommt insoweit kein Werbungskostenabzug in Betracht. 
 
Garagenmiete 
 
Mietet der Arbeitnehmer zum Abstellen seines Dienstwagens eine Garage, so kann der Ar-
beitgeber die Miete steuerfrei ersetzen. Es handelt sich um einen steuerfreien Auslagener-
satz. 
 
Stellt der Arbeitnehmer seinen Dienstwagen in seiner Privatgarage ab und erhält hierfür eine 
Erstattung des Arbeitgebers fallen Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung an. Der Arbeit-
geber muss die Erstattung nicht als Arbeitslohn versteuern. 
 
Incentives, VIP-Logen 
 

Sachzuwendungen an Arbeitnehmer z. B. in Form von Reisen oder Sachpreisen aufgrund 
eines Verkaufs- bzw. Außendienstwettbewerbs (sog. Incentives) können bis zu einem 
Höchstbetrag von 10.000 Euro pro Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit 30 % pauschal ver-
steuert werden. Lohnsteuer fällt in diesem Fall beim Arbeitnehmer nicht an, allerdings ist der 
Wert der Sachzuwendungen sozialversicherungspflichtig. Entsprechendes gilt, wenn der Ar-
beitnehmer in Sportstätten eingeladen wird (z. B. VIP-Logen oder Business-Seats), wobei hier 
der Wert der Eintrittskarte zugrunde gelegt wird und ggf. aus dem Gesamtpreis herausge-
rechnet werden muss. 
 
Jobtickets 
 

Die unentgeltliche Überlassung eines Jobtickets (Monatskarte) für die Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel kann beim Arbeitnehmer steuer- und sozialversicherungsfrei bleiben, wenn 
(ggf. zusammen mit anderen Sachbezügen) die Freigrenze von 44 Euro monatlich nicht  
überschritten wird. Da es sich um eine Freigrenze handelt, führt auch ein nur geringfügiges 
Überschreiten zur Steuerpflicht.  Allerdings besteht hier ebenfalls die Möglichkeit der pauscha-
len Versteuerung mit 15 % im Rahmen der Entfernungspauschale durch den Arbeitgeber (sie-
he oben zu Fahrtkostenzuschüssen).  
 
Zu beachten ist, dass die Überlassung eines Jahrestickets im Zeitpunkt der Überlassung mit 
dem vollen Wert zu versteuern ist. 
 
 



4 

www.haubner-stb.de 

 
Kindergartenzuschuss 
 

Zuschüsse bzw. Sachleistungen des Arbeitgebers zusätzlich zum normalen Arbeitslohn für die 
Unterbringung und Betreuung nicht schulpflichtiger Kinder in Kindertagesstätten oder bei Ta-
gesmüttern sind steuer- und sozialversicherungsfrei. Bei Barzuwendungen ist eine entspre-
chende Verwendung durch den Arbeitnehmer nachzuweisen; eine sog. Gehaltsumwandlung 
ist unzulässig.  
 
Die steuerfreien Arbeitgeberleistungen mindern jedoch die als Sonderausgaben oder wie Wer-
bungskosten bzw. Betriebsausgaben abziehbaren Kinderbetreuungskosten. 
 
Mahlzeiten 
 

Die Lohnsteuer auf Sachbezugswerte (für 2009: z. B. 2,73 Euro je Mittagessen) für die un-
entgeltliche Abgabe von Mahlzeiten an Arbeitnehmer in der Betriebskantine oder in Vertrags-
gaststätten kann mit 25 % vom Arbeitgeber übernommen werden. Den Arbeitnehmer trifft in 
diesem Fall keine Lohnsteuer; in der Sozialversicherung liegt dann Beitragsfreiheit vor. Der 
über den Sachbezugswert hinausgehende Essenswert ist steuer- und sozialversicherungsfrei 
(bei Essensgutscheinen auf täglich 3,10 Euro beschränkt → maximaler Wert der Essensgut-
scheine ist 5,83 Euro). 
 
PC-, Handy-Überlassung 
 

Werden einem Arbeitnehmer betriebliche Personalcomputer oder Telekommunikationsgeräte 
(unentgeltlich) zur Nutzung überlassen, sind entsprechende Vorteile (auch die vom Arbeitge-
ber getragenen laufenden Kosten) lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei. Dies gilt unab-
hängig vom Umfang der privaten Nutzung und auch dann, wenn PCs oder Handys in der 
Wohnung des Arbeitnehmers genutzt werden. Diese Regelung kommt auch dann in Betracht, 
wenn die Vorteile nicht zusätzlich zum vereinbarten Arbeitslohn erbracht werden, sondern 
durch sog. Gehaltsumwandlung. 
 
Eine Schenkung oder verbilligte Übereignung eines PCs an Arbeitnehmer kann durch den 
Arbeitgeber mit 25 % pauschal versteuert werden (dann liegt Beitragsfreiheit in der Sozialver-
sicherung vor). 
 
Werden von dem privaten Telefon des Arbeitnehmers erfahrungsgemäß auch beruflich veran-
lasste Telefonate geführt, können vom Arbeitgeber ohne Einzelnachweis 20 % des Rech-
nungsbetrags, jedoch höchstens 20 Euro im Monat steuerfrei ersetzt werden. 
 
Umzugskosten 
 
Bei einem beruflich bedingten Umzug (Fahrzeit verringert sich um mindestens eine Stunde) 
kann der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die Umzugskosten im Rahmen des Bundesumzugs-
rechts lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei erstatten. Nach dem Bundesumzugsrecht sind 
Beförderungsauslagen, Reisekosten, Mietentschädigung, Vermittlungsgebühren, Kochherd 
und Öfen, Unterricht für Kinder und Pauschbetrag für sonstige Umzugsauslagen in bestimmter 
Höhe berücksichtigungsfähig. 
 
Soweit keine Einzelbelege vorhanden sind, kann zumindest der Pauschbetrag für die sonsti-
gen Umzugskosten steuer- und beitragsfrei erstattet werden.  
 
Erhält der Arbeitnehmer keinen Ersatz durch den Arbeitgeber, kann er bestimmte Umzugskos-
ten als Werbungskosten geltend machen. 
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Vermögensbeteiligungen 
 
1. Altregelung  
 
Die Altregelung ist weiterhin anzuwenden, wenn 

• die Vermögensbeteiligung vor dem 01.04.2009 überlassen wurde oder 
• aufgrund einer am 31.03.2009 bestehenden Vereinbarung ein Anspruch auf unentgelt-

liche oder verbilligte Vermögensbeteiligung besteht und diese vor dem 01.01.2016 
überlassen wird. 

 
Überlässt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer unentgeltlich oder verbilligt Vermögensbetei-
ligungen, so sind diese steuer- und sozialversicherungsfrei, wenn der Vorteil nicht höher ist 
als der halbe Wert der Vermögensbeteiligung und 135 Euro im Kalenderjahr nicht übersteigt. 
Der geldwerte Vorteil ist dabei der Unterschied zwischen dem Wert der Vermögensbeteiligung 
und dem Preis, zu dem der Arbeitnehmer die Aktie von seinem Arbeitgeber erhält. 
 
Die Überlassung der Vermögensbeteiligung muss in Form eines Sachbezugs erfolgen, es sei 
denn, es wird ohnehin geschuldeter Arbeitslohn in eine Vermögensbeteiligung umgewandelt. 
 
2. Neuregelung 
 
Überlässt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer unentgeltlich oder verbilligt Vermögensbetei-
ligungen, so sind diese steuer- und sozialversicherungsfrei, wenn der Vorteil nicht höher ist 
als 360 Euro im Kalenderjahr. Der geldwerte Vorteil ist dabei der Unterschied zwischen dem 
Wert der Vermögensbeteiligung und dem Preis, zu dem der Arbeitnehmer die Aktie von sei-
nem Arbeitgeber erhält. 
 
Die Überlassung der Vermögensbeteiligung muss in Form eines Sachbezugs erfolgen. Die 
Vermögensbeteiligung muss zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt wer-
den, eine Entgeltumwandlung ist nicht möglich. Die Möglichkeit der Beteiligung muss allen 
Beschäftigten des Unternehmens offen stehen. 
 
Warengutscheine 
 

Der Arbeitgeber kann seinem Arbeitnehmer Warengutscheine zur Einlösung bei einem Dritten 
(z. B. Tankgutschein) lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei zur Verfügung stellen, wenn der 
Wert des Gutscheins (ggf. zusammen mit vergleichbaren Sachbezügen) 44 Euro monatlich 
nicht übersteigt. Voraussetzung ist u. a., dass die Ware im Gutschein konkret nach Art und 
Menge bezeichnet wird; die Angabe eines Höchst- oder Geldbetrages ist schädlich. 
 
Werkzeuggeld 
 
Entstehen dem Beschäftigten Aufwendungen durch die Benutzung eigener Werkzeuge, so 
kann der Arbeitgeber diese steuer- und sozialversicherungsfrei erstatten. Dies gilt allerdings 
nur soweit es sich um Handwerkzeuge handelt, die zur leichteren Handhabung, zur Herstel-
lung oder Bearbeitung eines Gegenstands verwendet werden. 
 
Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit 
 
Für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit können Arbeitgeber steuer- und sozialversiche-
rungsfreie Zuschläge gewähren, soweit die folgenden Grundvoraussetzungen erfüllt sind: 
 

• Zuschläge nur für Arbeit in den begünstigten Zeiten (siehe unten) 
• für tatsächlich geleistete Arbeit sowie 
• zusätzlich zum Grundlohn, also zusätzlich zum regulären Lohn bzw. Gehalt 
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Begünstigte Zeiten: 
 

• für Nachtarbeit: 20 bis 6 Uhr maximaler Zuschlag 25 % bzw. 40 % von 0 bis 4 Uhr,    
 wenn die Arbeit vor 0 Uhr  beginnt 
 

• für Sonntagsarbeit: 50 % (Sonntagsarbeit auch bei Arbeit am Montag von 0 bis 4 Uhr,  
  wenn Arbeitsbeginn vor 0 Uhr) 
 

• für Feiertagsarbeit: 125 % (Feiertagsarbeit auch bei Arbeit von 0 bis 4 Uhr am folgen- 
  den Tag, wenn Arbeit vor 0 Uhr aufgenommen wurde) 
  150 % für Arbeit am 24.12 ab 14 Uhr, am 25.12, 26.12 und 01.05 

 
Die Lohnsteuerfreiheit ist auf einen Stundenlohn von 50 Euro begrenzt. Sozialversicherungs-
frei bleibt maximal ein Stundenlohn von 25 Euro. 
 
Zuschüsse 
 

Zuschüsse und Unterstützungen an Arbeitnehmer können in Krankheits- oder Unglücksfällen 
bis zur Höhe von 600 Euro jährlich, darüber hinaus nur in besonderen Notfällen steuer- und 
sozialversicherungsfrei gezahlt werden. Bei Betrieben mit mehr als vier Mitarbeitern bedarf es 
einer entsprechenden Betriebsvereinbarung. 
 


